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Alle lateinamerikanischen und karibi-
schen Staaten, selbst Kuba, orientie-
ren sich außenpolitisch vor allem an 
den USA. Dennoch sucht die Region 
nach Möglichkeiten, ihre internatio-
nalen Beziehungen zu diversifizieren. 
Ihr begehrtester Partner ist die EU. 
Das überrascht nicht: Lateinamerika 
und Europa ähneln sich in Kultur, 
Werten und Religion. Diese Ähnlich-
keiten sollten eine starke Basis für 
eine belastbare Beziehung darstellen.

Doch trotz all dem, was die beiden 
Regionen eint, scheint den lateiname-
rikanischen und karibischen Ländern 
(LAK) die Freundschaft recht einsei-
tig. Sie bringen der „alten Welt“ Inter-
esse und Sympathie entgegen, doch 
aus Brüssel kommt keine befriedigen-
de Antwort. Die EU kümmmert sich 
mehr um ihre Nachbarn, Russland, 
Afrika oder die aufstrebenden Volks-

wirtschaften China und Indien. Auf 
dem südamerikanischen Kontinent 
konzentriert sie sich vor allem auf 
Brasilien, das tatsächlich der einzige 
Global Player der Region ist. Um Auf-
merksamkeit zu bekommen, spielen 
sowohl Brasilien als auch andere LAK-
Staaten die „China-Karte“, ebenso wie 
es die afrikanischen Staaten in Lissa-
bon im vergangenen Jahr taten. 

Doch wie wichtig ist Lateinameri-
ka für die EU? Wie tragfähig sind die 
viel beschworenen kulturellen Ge-
meinsamkeiten und übereinstimmen-
den Werte? Einige geopolitische An-
haltspunkte können helfen, diese 
Frage zu beantworten.

Hard Interests und Soft Interests

Staaten setzen ihre außenpolitischen 
Schwerpunkte entsprechend verschie-
dener Arten von Interessen. Hard In-
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Willy J. Stevens | Energiepartnerschaft, Klimaschutz, Armutsbekämpfung: Die 
EU, Lateinamerika und die Karibik haben eine volle Agenda. Doch weder 
Wirtschaftskraft noch Ressourcen machen die Region zum wichtigen Part-
ner Europas. Entscheidend sind Soft Interests: Geteilte Werte und Überzeu-
gungen, die alte und neue Welt dringend gemeinsam verteidigen müssen. 

Europas ferner Westen
Die lateinamerikanischen und karibischen Staaten wollen mehr 
Zusammenarbeit mit der EU. Was könnte die bringen?
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terests, also machtpolitische oder öko-
nomische Interessen, determinieren 
Sicherheits-, Sozial- und Umweltpoli-
tik. Soft Interests resultieren aus Prin-
zipien und Werten, die nicht direkte 
Sicherheits- oder Wohlfahrtsvorteile 
mit sich bringen. Die wichtigsten sind 
Menschenrechte, Demokratie, Rechts-
staat und gute Regierungsführung, 
aber auch Konfliktvorbeugung, fried-
liche Konfliktlösung und Friedens-
konsolidierung. Die öffentliche Mei-
nung unterstützt Hard Interests oft 
eher, weil sie konkreter sind. Soft In-
terests und Hard Interests sind nicht 
immer klar zu trennen, und beide 
können durch Hard Power verteidigt 
werden, also militärischen Druck 
bzw. Unterdrückung und Einschüch-
terung, oder durch „Zuckerbrot und 
Peitsche“ in ökonomischer Hinsicht. 
Soft Power hingegen umfasst kulturel-
le und ideologische Überzeugungsver-
suche, guten Willen und die Fähigkeit, 
Menschen durch Argumente zum 
Umdenken zu bewegen. Sie kann 
auch zur Durchsetzung der Hard Inte-
rests dienen.

Diesem Konzept folgend seien zu-
nächst die Hard Interests thematisiert, 
die in den Beziehungen zwischen der 
Europäischen Union und der LAK-
Region eine Rolle spielen.

Energiepartnerschaft als Ziel

Die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
ist mäßig und nimmt ab. 2006 betrug 
der Anteil der LAK-Region am EU-
Außenhandel nur 4,6 Prozent (1994 
waren es noch sechs Prozent). 13 Pro-
zent der lateinamerikanischen Expor-
te gingen in die EU, im Vergleich zu 17 
Prozent 1994. Zwei Drittel der EU-
Direktinvestitionen in Lateinamerika 
und der Karibik kommen aus Spanien 

und den Niederlanden. Sie beschrän-
ken sich auf den Dienstleistungssektor 
(Telekommunikation, Transport, Ener-
gie und Wasser) und in geringerem 
Maße auf die Erschließung von Roh-
stoffen. Schließlich gehen 78 Prozent 
aller Investitionen nach Brasilien, Ar-
gentinien und Chile und in jüngster 
Zeit zunehmend nach Mexiko. 

Die Region verfügt über keinerlei 
Ressourcen, die nicht auch an anderer 
Stelle zu bekommen wären. Das gilt 
sogar für Kupfer und Gold aus Peru 
und Chile oder Uran aus Brasilien. 
Das Öl aus Venezuela, Mexiko, Ecu-
ador und Peru und die Kohle aus Ko-
lumbien ist für die Union vergleichs-
weise irrelevant.

Die großen bolivianischen, vene-
zolanischen und peruanischen Gas-
reserven hat die EU in ihren Be-
mühungen um Diversifizierung noch 
nicht bedacht. 
Grund dafür war 
bisher, dass die 
Kosten für Trans-
port und Infra-
struktur für Flüs-
siggas wesentlich höher liegen als 
beim Öl und sich innerhalb der letz-
ten vier Jahre verdreifacht haben. 
Wären die Energieunternehmen je-
doch bereit, im großen Stil mit in die 
Erschließung neuer Gasfelder, Infra-
struktur, Bevorratung, Pipelines, Ver-
flüssigungsanlagen und Tanks zu in-
vestieren, könnte die EU sich ver-
stärkt für lateinamerikanisches Gas 
interessieren. Es wird ja wahrschein-
lich noch 20 Jahre dauern, bis es 
technisch und wirtschaftlich mach-
bar ist, Wasserstoff aus Algen zu ge-
winnen. Bis dahin ist Erdgas der 
einzige Grundstoff für die Herstel-
lung von Wasserstoff.

Die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit zwischen 
den LAK-Staaten und der EU 
nimmt eher ab. 



 116 Internationale Politik IP • Mai • 2008

Stevens | Europäisch-lateinamerikanische Beziehungen

 116 Internationale Politik IP • Mai • 2008 116 Internationale Politik IP • Mai • 2008 116 Internationale Politik IP • Mai • 2008 116 Internationale Politik IP • Mai • 2008 116 Internationale Politik IP • Mai • 2008 116 Internationale Politik IP • Mai • 2008 116 Internationale Politik IP • Mai • 2008 116 Internationale Politik IP • Mai • 2008

Ob diese Investitionen letztlich 
kommen, wird von den finanziellen 
und rechtlichen Rahmenbedingun-
gen ebenso abhängen wie von der 
wirtschaftlichen und politischen 
Lage. Die Entscheidungen, die die 
Anhänger des „Sozialismus des 21. 
Jahrhunderts“ in Venezuela, Bolivi-
en und Ecuador getroffen haben, 
müssen erst ihre Wirkung entfalten, 
um sich in den Risikobeurteilungen 
für Investoren niederzuschlagen. 
Außerdem ist außer Trinidad und 
Tobago bislang kein LAK-Staat in 
der Lage, Gas an Ziele außerhalb des 
Subkontinents zu exportieren. Der 
lokale Verbrauch ist hoch, so dass es 
im südlichen Lateinamerika bereits 
zu Versorgungsengpässen kommt. 
Argentinien, Bolivien und Brasilien 
könnten ihre Erdgasproduktion auf 
lange Sicht zwar steigern, aber auf 
kurze Sicht wird zu wenig produ-
ziert. Bolivien hat seine Liefergrenze 
bereits erreicht. 

Der derzeit am meisten diskutierte 
Rohstoff aus der Region ist Biomasse. 
Die EU und die USA machen einen 
Fehler, wenn sie dem aus Zucker ge-
wonnenen Ethanol protektionistische 
Einfuhrbeschränkungen auferlegen zu 
Gunsten ihres ineffizienten, nicht 
wettbewerbsfähigen und energieinten-
siven Ethanols aus Weizen, Mais oder 
Raps. Das Argument, die EU müsse bei 
der Herstellung von Ethanol der ersten 
Generation mitziehen, um die Techno-
logie für die zweite, weniger auf Agrar-
produkten basierende Generation zu 
entwickeln, überzeugt nicht und wird 
zunehmend verworfen. Dasselbe 
Know-how könnte in der Phase der 
ersten Generation durch Joint Ventu-
res erlangt werden. Theoretisch könn-
ten sowohl Erdgas als auch Ethanol 
eine einmalige Chance für eine Verbes-
serung der Wirtschaftbeziehungen 
zwischen den LAK-Staaten und der 
EU darstellen. Eine „biregionale Ener-
giepartnerschaft“ ist daher bedeutsam. 

„Wir verkaufen unser Erdgas weder an Chile noch an Peru“: Bolivien hat seine Lieferkapazitäten  
für den Gasexport ausgereizt
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Die EU sollte einen gerechten 
Preis zahlen, um Wald-
vernichtung zu stoppen. 

Auf Bestreben der EU wurde das 
Thema Klimawandel zu einem der 
Schwerpunkte des gemeinsamen Gip-
fels in Lima am 16./17. Mai gemacht. 
Die LAK-Staaten sind lediglich für 
vier Prozent aller weltweiten Treib-
hausgasemissionen verantwortlich. 
Doch ihre Regenwälder, vor allem im 
Amazonas-Becken, sind die Lunge 
der Welt. Unglücklicherweise sind 
durch die Ausbreitung der Agrar-
wirtschaft, intensive Viehzucht und 
illegale Rodungen schon 12 bis 15 
Prozent dieses Waldes verloren. Die 
Union plädierte beim Klimagipfel in 
Bali für bindende Ziele, um die Wald-
vernichtung zu beenden – sie sollte 
allerdings auch bereit sein, dafür 
einen gerechten Preis zu zahlen, vor 
allem den ärmeren Ländern. 

Für die Glaubwürdigkeit der EU 
ist es unerlässlich, dass die Union die 
lateinamerikanischen Staaten bei der 
Entwicklung sauberer und wirtschaft-
licher Technologien unterstützt, um 
ihren CO2-Verbrauch zu senken. 

Win-Win durch Zuwanderung

Lebten 2000 noch eine Million Ein-
wanderer aus der LAK-Region in der 
EU, waren es 2006 2,8 Millionen. Sie 
kommen mehrheitlich aus Ecuador, 
Brasilien, Peru, Kolumbien, der Domi-
nikanischen Republik und Bolivien 
und integrieren sich vergleichsweise 
gut. Die meisten sind Wirtschafts-
flüchtlinge. Insgesamt schicken sie 
jährlich 1,5 Milliarden Dollar an ihre 
Familien in den Herkunftsländern. 
Seit dem letzten EU-LAK-Gipfel 2006 
in Uruguay betonen die lateinameri-
kanischen Regierungen, wie notwen-
dig es sei, die rechtliche Situation der 
Einwanderer in Europa zu klären. Die 
EU-Länder geben diesem Wunsch 

meist nicht nach, um nicht weitere il-
legale Einwanderer anzuziehen. Aus 
nachvollziehbaren sicherheitspoliti-
schen Gründen ist für die EU die 
Eindämmung illegaler Einwanderung 
ein wichtiges Thema. Aber auch ohne 
eine 1230 Kilometer lange Mauer ver-
schlingt die Kontrolle der EU-Grenzen 
mehr Mittel als die Entwicklungszu-
sammenarbeit. Der ehemalige belgi-
sche Premierminister Verhofstadt 
fasste den Kern 
des Problems 
folgenderma-
ßen zusammen: 
„Solange sich 
in Europa und den USA 73 Prozent 
des weltweiten Einkommens und nur 
14 Prozent der Weltbevölkerung be-
finden, werden weder Überwachung 
noch Kontrolle der Gewässer, noch 
schnelle Patrouillenboote, noch Sta-
cheldraht die illegale Immigration ver-
hindern.“ 

Dabei kann und sollte legale Mi-
gration eine Win-Win-Situation sein: 
Zuwanderer sind wichtig, um die 
Konsequenzen unserer dramatischen 
demografischen Situation abzumil-
dern. Dennoch ist der Tag noch in 
weiter Ferne, an dem europäische Po-
litiker den Mut haben zuzugeben, dass 
wir jährlich 700 000 ausgesuchte lega-
le Einwanderer brauchen, um unser 
Wirtschaftswachstum und unser Sozi-
alsystem zu erhalten. 

Die zerstrittene Region

Während die EU unter Jacques Delors 
zum globalen politischen Akteur ge-
worden ist, konzentrieren die LAK-
Staaten, mit Ausnahme Brasiliens, 
ihre Außenpolitik auf ihre eigene Re-
gion. Ihre zunehmende Spaltung ver-
hindert, dass sie auf der internationa-
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Bei der Bekämpfung des 
Drogenschmuggels fehlt der 
EU eine klare Strategie.

len Bühne mit einer Stimme sprechen 
können. Brasilien macht die schmerz-
hafte Erfahrung, dass Größe allein 
nicht ausreicht, um in der Region die 
Führung zu übernehmen, auch wenn 
brasilianische Politiker das ungern zu-

geben. Außenpoli-
tik, stellen sie fest, 
ist auf globaler 
Ebene einflussrei-
cher als auf regio-

naler. Venezuelas Präsidenten Hugo 
Chávez und Ecuadors Rafael Correa 
unter Kontrolle zu halten, ist nicht 
gerade einfach. Die entscheidende 
Rolle Brasiliens in der Welthandelsor-
ganisation und im indisch-brasilia-
nisch-afrikanischen Forum sowie seine 
Präsenz bei der Nahost-Friedenskon-
ferenz in Annapolis sind nur einige 
der Gründe, aus denen bilaterale Be-
ziehungen mit dem portugiesischspra-
chigen Staat auf der EU-Agenda ganz 
oben stehen. Es ist das einzige LAK-
Land, mit dem die EU eine strategi-
sche Partnerschaft vereinbart hat. 

Sicherheitspolitik

Die militärische Stärke der LAK-Staa-
ten ist begrenzt. Das gilt ebenso für 
die EU. Ihre Verteidigungspolitik ist 
auf Prävention und Friedenssiche-
rung ausgelegt und nicht offensiv. Auf 
diesem Gebiet haben beide Regionen 
bereits erfolgreich zusammengearbei-
tet: Argentinien, Brasilien und Chile 
nahmen mit europäischen Ländern 
zusammen an multilateralen Frie-
denseinsätzen teil. In Bosnien stan-
den belgische Truppen unter argenti-
nischem Kommando. 

Während der Kampf gegen den 
Terrorismus zwischen den beiden Re-
gionen kein Thema ist, sind sie ge-
zwungen, sich mit dem Drogenhandel 

auseinanderzusetzen. Der Anbau von 
Rauschmitteln in der Anden-Region, 
Schmuggel und die damit verbundene 
Kriminalität bergen auch für die EU 
Gefahren. Drogenbekämpfungsmaß-
nahmen haben sich nicht nur als inef-
fektiv erwiesen, sondern sie gefähr-
den häufig sogar die Demokratie und 
Stabilität in den LAK-Staaten. Leider 
haben die von EU und LAK geschaffe-
nen Mechanismen zur Drogenbe-
kämpfung noch keine Erfolge vorzu-
weisen. Das zeigt der Panama Action 
Plan von 1999. Er sollte ursprünglich 
Mittel und Kräfte zur Verfügung stel-
len, um Drogenlabore hochzunehmen, 
die Nachfrage zu verringern, Geldwä-
sche zu verhindern, alternative Ein-
kommensquellen zu entwickeln und 
auf dem Meer, vor allem in der Kari-
bik, gemeinsam zu kontrollieren. Die 
EU unterstützt all diese Vorhaben, 
indem sie Projekte finanzierte, aber 
eine Vision, wie Antidrogenstrategien 
zu definieren oder umzusetzen seien, 
hat sie nicht. Dementsprechend rea-
gieren die LAK-Staaten auf das EU-
Engagement eher enttäuscht. Um die 
Zusammenarbeit zu verbessern, müs-
sen EU und die internationale Ge-
meinschaft ihre Fehler einsehen und 
ihre Drogenpolitik von Grund auf er-
neuern. Derweil nutzt die Spaltung 
der Welt bezüglich der Reduzierung 
von Angebot und Nachfrage vor allem 
den Drogenorganisationen. 

Soft Interests 

Sowohl die Weltbank als auch die 
CEPAL haben auf Grund empirischer 
Untersuchungen darauf hingewiesen, 
dass starkes Wirtschaftswachstum in 
Staaten mit hoher sozialer Ungleich-
heit – wie in den meisten lateinameri-
kanischen Staaten der Fall – norma-
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lerweise diese Ungleichheiten noch 
vertieft, selbst wenn die Regierungen 
sich bemühen umzuverteilen. Verlet-
zungen der politischen und Bürger-
rechte in den LAK-Staaten sind inzwi-
schen nicht mehr vorsätzlicher Teil 
der Politik. Sie geschehen vielmehr 
durch Verstöße von Regierungsbeam-
ten, Versäumnisse, fehlende Mittel 
und nicht ausreichende Sicherheits-
vorkehrungen. Die Situation der öko-
nomischen und sozialen Rechte sieht 
wesentlich schlechter aus. Das wird 
sich auch so schnell nicht ändern. Ex-
trem niedrige Steuereinnnahmen (im 
Durchschnitt 13,2 Prozent des BIP), 
schlechte Budgetplanung- und Umset-
zung, Straflosigkeit bei Korruption 
und die Plünderung des Staatshaus-
halts verhindern eine gerechtere Ver-
teilung der Einkommen, des Wohl-
stands und der Aufstiegsschancen.
Außer Kuba haben alle lateinamerika-
nischen Staaten eine Mehrparteiende-
mokratie, aber nicht immer handelt es 
sich dabei um eine soziale Demokra-
tie, die Armut und große Einkommens-
ungleichheiten zu bekämpfen ver-
sucht. Die Funktionsfähigkeit einer 
Demokratie misst sich jedoch daran, 
ob sie in der Lage ist, allen gleicher-
maßen öffentliche Güter und ein Aus-
kommen zur Verfügung zu stellen. 
Das Streben nach sozialer Kohäsion 
durch die Bekämpfung von Armut 
und Ungleichheit und die Förderung 
sozialer Teilhabe sind zu Recht neben 
Energie und Klimaschutz der zweite 
Schwerpunkt des Lima-Gipfels. 

Mit keiner anderen Weltregion teilt 
Europa so viele Werte und Prinzipien 
wie mit den LAK-Staaten. Demokra-
tie, Menschenrechte, Religionsfreiheit, 
Rechtsstaat, der Kampf gegen Armut, 
der Respekt der territorialen Integrität 

und der politischen Unabhängigkeit 
sind einige davon. Die EU und die 
LAK-Staaten brauchen einander, um 
andere Regime gemeinsam von diesen 
Soft Interests zu überzeugen. Unsere 
Interessen in der LAK-Region sind 
zweifelsohne weniger entscheidend 
als die den USA gegenüber. Aber sie 
sind wichtig genug, 
dass es sich lohnt, 
unsere vorrangigen 
Beziehungen aus-
zubauen, um ge-
meinsam auf der 
internationalen Bühne unseren Ein-
fluss zu verstärken und die Wirt-
schaftsbeziehungen wieder lebendiger 
zu gestalten. Um mit China konkurrie-
ren zu können, dürfen wir unsere 
Verteidigung der Demokratie, der 
Menschenrechte und der Good Gover-
nance nicht aufgeben. Soft Interests 
sind nicht verhandelbar. Wären sie 
das, verlören wir unsere Glaubwürdig-
keit in der Region und damit auch die 
Grundlage, sie durchzusetzen.

Der große Jacques Delors hat ein-
mal gesagt, die EU als globaler Akteur 
könne es sich nicht leisten, irgendwo 
nicht präsent zu sein. Lateinamerika 
ist unser „Ferner Westen“, aber zu-
gleich die dritte Säule des atlantischen 
Dreiecks, das die westliche Zivilisation 
ausmacht. Wenn in 25 Jahren tatsäch-
lich nur noch fünf Prozent der Welt-
bevölkerung in der EU leben, werden 
wir die Unterstützung des gesamten 
amerikanischen Kontinents dringend 
brauchen, um Hard Interests ebenso 
wie Soft Interests zu verteidigen. Die 
Herausforderung besteht darin, unse-
ren gemeinsamen Werten eine univer-
selle und nachhaltige Dimension zu 
verleihen. Nicht Optimismus ist ge-
fragt, sondern Entschlossenheit. 

Mit keiner anderen Weltregion 
teilt Europa so viele Werte 
und Prinzipien wie mit  
den LAK-Staaten. 


